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Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Gerald Hafner, Manfred Such und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksachen 13/4709, 13/7489 - 


Entwurf eines Gesetzes über Mitteilungen der Justiz von Amts wegen in Zivil- und 
Strafsachen (Justizmitteilungsgesetz - JuMiG) 


Der Bundestag wolle beschließen: 


I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1 . Das Justizmitteilungswesen muß auf eine verfassungsrechtlich 
einwandfreie Grundlage gestellt werden. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Entscheidung vom 
15. Dezember 1983 zum Volkszählungsgesetz (BVerfGE 65 r 1) 
klargestellt, daß das Recht auf informationeile Selbstbestim- 
mung, das sich aus Artikel 2 Abs. 1 i. V. m. Artikel 1 Abs. 1 GG 
ergibt, nur aufgrund eines Gesetzes eingeschränkt und die 
Erhebung, Speicherung, Verwendung und Weitergabe von 
persönlichen Daten nur aufgrund einer gesetzlichen Grundla- 
ge durchgeführt werden darf. Des weiteren hat das Bundes- 
verfassungsgericht in seiner Entscheidung zu § 687 ZPO 
(Verfahren in Entmündigungssachen) klargestellt, daß die 
Übermittlung staatlicher Entscheidungen, die eine Person be- 
treffen, ebenfalls vom Schutz des Rechts auf informationeile 
Selbstbestimmung erfaßt wird (BVerfGE 78, 77, 84). 

Derzeit erfolgen die Übermittlungen der Justiz aufgrund von 
internen Verwaltungsvorschriften und aufgrund des allgemei- 
nen Amtshilfegrundsatzes des Artikels 35 Abs. 1 GG. Dieser 
Zustand ist nicht länger hinnehmbar. 

Die Verabschiedung einer gesetzlichen Grundlage ist also im 
Hinblick auf die verfassungsrechtlichen Vorgaben nicht nur 
wünschenswert, sondern erforderlich. Allerdings erfüllt der 
Regierungsentwurf (Drucksache 13/4709) in der Fassung der 
Beschlußempfehlung des Rechtsausschusses (Drucksache 
13/7489) die verfassungsrechtlichen Vorgaben nicht. 
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2. Justizmitteilungen können für die Betroffenen erhebliche per- 
sönliche und berufliche Auswirkungen haben. Mit der Ein- 
führung des § 125 c Beamtenrechtsrahmengesetz können noch 
während eines laufenden Strafverfahrens Informationen über 
die Art, Umfang und den Verfahrensstand an den Dienstherrn 
weitergegeben werden. Dies verstößt gegen die verfassungs- 
rechtlich gewährleistete Unschuldsvermutung, die den Ange- 
klagten bis zum rechtskräftigen Abschluß eines Strafverfah- 
rens vor Vorverurteilungen, mit all ihren negativen Folgen, 
schützen soll. 

3. Im Einzelfall sind schwierige Einzelabwägungen im Hinblick 
auf die Datenweitergabe zu treffen. Diese Abwägungen kön- 
nen nach dem vorliegenden Entwurf von jedem Verwaltungs- 
beamten nach pflichtgemäßem Ermessen durchgeführt wer- 
den. Es gibt also keinen Entscheidungsvorbehalt für die 
Staatsanwaltschaft oder den Richter. Grundlage für die Daten- 
weitergabe sollen Verwaltungsvorschriften sein. Die Verant- 
wortung kann so unzulässigerweise auf die untere Ebene der 
Justizverwaltung geschoben werden. Die Anordnungskompe- 
tenz sollte jedoch, so wie es der Bundesbeauftragte für den 
Datenschutz, Dr. Joachim Jacob, in seiner Stellungnahme vom 
8. Oktober 1996 an den Rechtsausschuß fordert, bei Richtern, 
der Staatsanwaltschaft oder Beamten des gehobenen Justiz- 
dienstes liegen. 

4 . Der Entwurf bietet keine ausreichend klare Grundlage im Hin- 
blick auf konkrete Weiterleitungstatbestände. Insofern erfüllt 
er nicht den Auftrag des Verfassungsgerichts, eine Rechts- 
grundlage zu schaffen, die Art und Ausmaß der Datenüber- 
mittlung im Justizwesen bestimmt. 

Darüber hinaus sieht das Gesetz keine ausreichend präzisen 
organisatorischen und verfahrensrechtlichen Regelungen vor, 
um der Gefahr einer Verletzung des Persönlichkeitsrechts ent- 
gegenzuwirken. 

5. Die Betroffenen werden in der Regel über die Übermittlung ih- 
rer Daten nicht informiert, sie müssen vielmehr einen Antrag 
auf Unterrichtung stellen. Da die Übermittlung von Daten re- 
gelmäßig ohne Information der Betroffenen erfolgt, ist dies ein 
Recht, das in der Praxis häufig ins Leere laufen wird. Diese Re- 
gelung verstößt erkennbar gegen das Recht auf informationel- 
le Selbstbestimmung. 

6. Verfassungsrechtlich höchst bedenklich ist auch der Artikel 27 
des Entwurfs, wonach die Staatsanwaltschaft die Pflicht hat, 
die Polizei über den Ausgang eines jeden Strafverfahrens zu 
unterrichten. Diese Regelung birgt die Gefahr einer generel- 
len, nicht erforderlichen Vorratsspeicherung. Das BVerfG hat 
hervorgehoben, daß die Sammlung nicht anonymisierter Da- 
ten auf Vorrat verfassungswidrig ist, wenn sie zu unbestimm- 
ten oder nicht bestimmbaren Zwecken erfolgt oder wenn sich 
die Speicherdauer nicht auf das zum Erreichen des angegebe- 
nen Ziels erforderliche Minimum beschränkt (BVerfGE 65, 
1 46). 
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Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung und die 

Länder auf: 

1. In den für die Durchführung des Justizmitteilungsgesetzes zu 
schaffenden Verwaltungsvorschriften muß angeordnet wer- 
den, daß die Betroffenen über die Datenübermittlung umfas- 
send informiert und in allen Fällen, in denen eine Ermessens- 
entscheidung zugrunde liegt, zuvor gehört werden. Oberstes 
Gebot muß die Transparenz für die Betroffenen sein. 

2. Ferner müssen die Verwaltungsvorschriften genaue Vorgaben 
für die Weiterleitung, Speicherung und Löschung von Daten, 
insbesondere auch an die Polizeibehörden, enthalten. 

3. Zur Förderung der Transparenz sind die Verwaltungsvor- 
schriften im Bundesgesetzblatt zu veröffentlichen. Nur so kann 
im gewissen Rahmen sichergestellt werden, daß sich die Bür- 
gerinnen und Bürger über die genaue Ausgestaltung des Ju- 
stizmitteilungswesens und dessen Umfang hinreichend in 
Kenntnis setzen können. 


Bonn, den 22. April 1997 

Gerald Häfner 
Manfred Such 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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